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Der Gerichtshof
EBERHARD GRABITZ

Funktionen des Gerichtshofs

Nach Art. 164 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWGV), 136 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft (EAGV) und 31 des Vertrages über die Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKSV) sichert der Gerichts-
hof die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der Verträge.

Diese umfassende Aufgabe der Wahrung des Rechts weist dem Gerichtshof
die Funktion eines Hüters des Gemeinschaftsrechts zu. Als solcher ist er zu-
ständig für die Auslegung der Gemeinschaftsverträge, des primären Gemein-
schaftsrechts und der von den Organen der Gemeinschaft erlassenen Rechts-
akte, des sekundären Gemeinschaftsrechts, das für die EWG und EAG vor al-
lem in Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, für die EGKS in allge-
meinen und individuellen Entscheidungen und Empfehlungen gesetzt wird.
Der Gerichtshof überprüft ferner die Gültigkeit dieser Rechtsakte, wobei Maß-
stab vor allem das Vertragsrecht ist. Schließlich wacht er über die Einhaltung
der Verträge durch die Mitgliedstaaten.

Neben der Wahrung des Rechts obliegt dem Gerichtshof aber auch die Fort-
bildung des Rechts. Diese Funktion folgt aus der Aufgabe, das Recht zu wah-
ren. Recht besteht nicht allein aus den geschriebenen, schon rechtssatzförmig
ausgebildeten Normen. Rechtssätze lassen sich ebenso aus Strukturprinzipien
der Gemeinschaftsverfassung ableiten. Auf diese Weise hat der Gerichtshof
den Grundsatz vom Vorrang des Gemeinschaftsrechts aus dem Charakter der
Gemeinschaft als einer mit eigener Hoheitsgewalt ausgestatteten Rechtsge-
meinschaft gefolgert1. Aus Strukturprinzipien der Gemeinschaftsverfassung
hat der Gerichtshof ferner die Vertragsschlußkompetenz der Gemeinschaft er-
weitert. Ausdrücklich ist dieser, neben Einzelfällen, die Kompetenz nur auf
dem Gebiet der Handelspolitik (Art. 113 EWGV) und auf dem Gebiet der As-
soziierung (Art. 238 EWGV) zugewiesen. Der Gerichtshof folgert aus der Not-
wendigkeit, in der Gemeinschaft einheitlich Recht zu setzen, daß die Vertrags-
schlußkompetenz der Gemeinschaft sich auf alle Gebiete ihrer Zuständigkeit
erstreckt, weil die völkerrechtlichen Verträge in Gemeinschaftsrecht umgesetzt
würden2.

Vor allem aber hat der Gerichtshof das Gemeinschaftsrecht fortentwickelt,
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indem er die allgemeinen Rechtsgrundsätze als Bestandteil des Gemeinschafts-
rechts anerkannt und aus diesen Grundrechte und Prinzipien des Verwaltungs-
rechts wie den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, des Vertrauensschutzes
u.a. abgeleitet hat3.

Zuständigkeiten
Wie der Gerichtshof seine Funktion, die Wahrung des Rechts zu sichern und
das Gemeinschaftsrecht fortzubilden, erfüllen kann, hängt von seinen Zustän-
digkeiten im einzelnen ab. Folgende hauptsächliche Verfahrensarten sind zu
unterscheiden:
1. Das Vertragsverletzungsverfahren: Nach Art. 169, 170 EWGV, 141, 142

EAGV, 33 EGKSV ist der Gerichtshof zuständig für Klagen der Kommis-
sion oder eines Mitgliedstaates gegen einen Mitgliedstaat wegen Verletzung
des Vertrages.

2. Die Nichtigkeitsklage: Sie richtet sich gegen Rechtsakte, die vom Rat oder
der Kommission erlassen worden sind (Art. 173 Abs. 1 EWGV, 146 Abs. 1
EAGV, 33 Abs. 1 EGKSV) und kann von einem Mitgliedstaat, dem Rat
oder der Kommission (EGKS: nur von einem Mitgliedstaat oder dem Rat)
erhoben werden. Einzelne (EGKS: Unternehmen und Verbände) können
die Nichtigkeitsklage gegen eine an sie ergangene (individuelle) Entschei-
dung (EGKS: auch Empfehlung) anstrengen (Art. 173 Abs. 2 EWGV, 146
Abs. 2 EAGV, 33 Abs. 2 EGKSV). Die Klage kann gestützt werden auf
Unzuständigkeit des handelnden Organs, Verletzung wesentlicher Formvor-
schriften, Verletzung des Vertrages oder einer bei seiner Durchführung an-
zuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessensmißbrauchs.
In eingeschränktem Maße kann der einzelne die Nichtigkeitsklage auch ge-
gen Verordnungen (im Bereich der EGKS gegen allgemeine Entscheidun-
gen) und an andere gerichtete Entscheidungen erheben.

3. Die Untätigkeitsklage ist gegeben, wenn der Rat oder die Kommission
(EGKS: nur die Kommission) unter Verletzung des Vertrages unterlassen
haben, einen Beschluß zu fassen (Art. 175 EWGV, 148 EAGV, 35
EGKSV). Klagebefugt sind die Mitgliedstaaten, die anderen Organe der
Gemeinschaft (EGKS: nur der Rat) und einzelne (EGKS: Unternehmen
und Verbände).

4. Die Schadenersatzklage (Art. 178 EWGV, 151 EAGV, 34 Abs. 2, 40
EGKSV) richtet sich auf Ersatz des im Bereich der außervertraglichen Haf-
tung entstandenen Schadens, den die Organe der Gemeinschaft oder ihre
Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursacht haben (Art. 215
Abs. 2 EWGV, 188 Abs. 2 EAGV, abweichend: Art. 34 Abs. 2, 40
EGKSV).

5. Beamtenklagen (Art. 179 EWGV, 152 EAGV).
6. Vorabentscheidungsverfahren (Art. 177 EWGV, 150 EAGV, 41 EGKSV):

Der Gerichtshof entscheidet auf Antrag eines staatlichen Gerichts über die

Jahrbuch der Europäischen Integration 1984 79



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Auslegung des EWGV und EAGV sowie über die Auslegung und Gültig-
keit von Handlungen der Organe der Gemeinschaft (EGKS: nur des Rates
und der Kommission).

7. Sonstige: Im übrigen kann der Gerichtshof u.a. als Schiedsgericht (Art. 181
EWGV, 153, 154 EAGV, 42 EGKSV) und als Gutachter über die Verein-
barkeit von internationalen Abkommen der EG mit den Gemeinschaftsver-
trägen angerufen werden (Art. 228 Abs. 1 UAbs. 2 EWGV).

Zusammensetzung

Der Gerichtshof setzt sich aus elf Richtern und fünf Generalanwälten zusam-
men. Die Richter und Generalanwälte werden von den Regierungen der Mit-
gliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt. Eine er-
neute Ernennung ist zulässig. Im Turnus von drei Jahren wird der Gerichtshof
teilweise neu besetzt. Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des
Gerichtshofs für die Dauer von drei Jahren, wobei eine Wiederwahl zulässig
ist. Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler.

Der Gerichtshof tagt teils als Plenum, teils in Kammern, von denen zur Zeit
fünf bestehen.

Im Jahr 1984 gab es nur zwei personelle Veränderungen: Anstelle des zu-
rückgetretenen Richters, Herrn Josse Mertens de Wilmars, wurde Herr Rene
Joliet zum Richter ernannt. An die Stelle der Generalanwältin Frau Simone
Rozes wurde Herr Marco Darmon zum Generalanwalt ernannt4.

Statistisches

Der Gerichtshof (EuGH) hat im Jahre 1984 220 Urteile gefällt. Die Entschei-
dungen lassen sich nach folgenden Sachgebieten aufgliedern6:
— EGKS: 22
— EWG: freier Warenverkehr und Zollunion: 27, Niederlassungs- und

Dienstleistungsfreiheit: 5, Steuerfragen: 12, Wettbewerb: 16, Sozia-
le Angelegenheiten und Freizügigkeit der Arbeitnehmer: 17, Agrar-
politik: 42, Verkehr: 3, Abkommen nach Art. 220: 5, Sonstige: 10;

— Klagen von Bediensteten der Organe: 61.
Im Berichtsjahr wurden 312 Klagen (1983: 297) beim Gerichtshof eingereicht.

Wichtige Entscheidungen

Die nachfolgende Übersicht beschränkt sich auf solche Urteile des Gerichts-
hofs, die allgemeine Probleme des Gemeinschaftsrechts betreffen und die Rolle
des Gerichtshofs bei der Wahrung und Fortentwicklung des Gemeinschafts-
rechts besonders zum Ausdruck bringen7.

Zuständigkeiten der Organe

Am 10. April 1984 erging ein Urteil des Gerichtshofs in einer zweiten Rechtssa-
che Großherzogtum Luxemburg ./. Europäisches Parlament8. Das Großher-
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zogtum Luxemburg klagte auf Aufhebung der Entschließung des Parlaments
vom 20. Mai 19839, der die Entschließung vom 7. Juli 198110 zugrunde lag, wo-
nach die Dienststellen seines Generalsekretariats in Straßburg, dem Ort der
Plenartagungen, und in Brüssel, dem Tagungsort der Ausschüsse, unterzubrin-
gen seien. In seinem Urteil stellt der Gerichtshof zunächst fest, die ständige
Aufteilung der Dienststellen zwischen Straßburg und Brüssel stelle eine kon-
krete Maßnahme dar und habe Entscheidungscharakter, die Rechtswirkungen
erzeuge. In der Sache selbst hat der Gerichtshof auf Artikel 4 des Beschlusses
der Mitgliedstaaten vom 8. April 1965 über die vorläufige Unterbringung be-
stimmter Organe und Dienststellen der Gemeinschaften11 hingewiesen, wo-
nach „das Generalsekretariat des Europäischen Parlaments und seine Dienst-
stellen in Luxemburg bleiben". Der Gerichtshof hat die Entschließung vom
Mai 1983 aufgehoben, da diese ausdrücklich die ständige Aufteilung des Gene-
ralsekretariats zwischen Straßburg und Brüssel vorsah und Luxemburg ledig-
lich Sitz der Rechts- und Finanzinstitutionen bleiben sollte, wodurch das Parla-
ment die bereits im vorausgegangenen Urteil vom 10. Februar 198312 aufge-
zeigten Grenzen mißachtet habe.

Grundrechte und allgemeine Rechtsgrundsätze
Mit Urteil vom 20. März 198413 erklärt der Gerichtshof Artikel 79 des Beam-
tenstatut der Europäischen Gemeinschaften wegen Verstoßes gegen den
Grundsatz der Gleichbehandlung von Mann und Frau für unanwendbar. Nach
dieser Bestimmung waren in der Hinterbliebenenversorgung für überlebende
Ehegatten nach dem Geschlecht unterschiedliche Regelungen hinsichtlich der
Zulassungsbedingungen und der Höhe des Betrages vorgesehen.

In zwei Entscheidungen vom 10. April 198414 befaßt sich der Gerichtshof mit
der Auslegung der Richtlinie vom 9. Februar 1976 (76/207/EWG) über die
Gleichbehandlung von Männern und Frauen, insbesondere beim Zugang zur
Beschäftigung und bei den Arbeitsbedingungen15. Der Gerichtshof weist dar-
auf hin, daß die in § 611 a des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Sank-
tionen effektiv sein müssen und nicht nur symbolischen Charakter haben dür-
fen.

In der Entscheidung vom 12. Juli 198416 hatte der Gerichtshof zu prüfen, ob
die Möglichkeit, nach Ablauf des Mutterschaftsurlaubs bis zu dem Tag, an dem
das Kind sechs Monate ist, einen entgeltlichen zusätzlichen Urlaub zu nehmen,
mit der bereits genannten Richtlinie 76/207/EWG vereinbar ist. Der Gerichts-
hof geht davon aus, daß nach der Richtlinie die Mitgliedstaaten besondere Vor-
schriften zum Schutz der Frau bei Schwangerschaft und Mutterschaft vorsehen
können. Da dieser Schutz der körperlichen Belastung nach der Entbindung und
den besonderen Beziehungen zwischen Mutter und Kind im Hinblick auf die
Doppelbelastung berufstätiger Mütter Rechnung trägt, verpflichtet die Richtli-
nie keinen Mitgliedstaat dazu, wahlweise auch Vätern einen solchen Urlaub zu
gewähren.
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Gemeinsamer Markt

In seinem Urteil vom 7. Februar 198417 hält der Gerichtshof es für zulässig,
wenn im Zuge der Kostendämpfung in der Pflichtversicherung teuere Arznei-
mittel ausgeschlossen werden, wenn dies auf objektiven, nachprüfbaren Krite-
rien beruht und somit eine Diskriminierung von Arzneimitteln nach ihrem Ur-
sprung ausgeschlossen ist.

Im Streit um die Einfuhr italienischer Weine in Bocksbeuteln hat der Ge-
richtshof mit Urteil vom 13. März 198418 festgestellt, daß ein Einfuhrverbot für
ausländische Weine in bocksbeutelähnlichen Flaschen, die nach dem deutschen
Weingesetz fränkischen und bestimmten badischen Weinen vorbehalten sind,
Artikel 30 des EWG-Vertrages verletzt.

In seiner Entscheidung vom 10. Juli 198419 befaßt sich der Gerichtshof mit ei-
ner Bezugsverpflichtung von Mineralölimporteuren, einen bestimmten Pro-
zentsatz ihres Bedarfs bei einer inländischen Raffinerie nachzufragen. Der Ge-
richtshof sah eine solche Verpflichtung durch Gründe der „öffentlichen Sicher-
heit" nach Artikel 36 EWG-Vertrag gedeckt, wenn die Versorgung eines Lan-
des mit Mineralölprodukten fast völlig von Einfuhren abhängt, die Raffinerie
im Inland allein nicht wettbewerbsfähig ist und die Bezugsmengen an der Min-
destversorgung ausgerichtet ist, um die inländische Raffineriekapazität für Kri-
senlagen verfügbar zu halten.

Unter Hinweis auf seine ständige Rechtsprechung seit „Cassis de Dijon"20

stellt der Gerichtshof mit Urteil vom 11. Juli 198421 fest, daß die Einfuhr aus-
ländischer Süßwaren, deren Gehalt von tierischer Gelatine ein Prozent über-
schreitet, nicht beschränkt werden darf.

Schließlich erklärt der Gerichtshof in seinem Urteil vom 6. November
198422, Artikel 30 EWG-Vertrag verbiete einem Mitgliedstaat, in der Einfuhr
von Waren einen Verstoß gegen Vorschriften gegen unlauteren Wettbewerb zu
sehen, nur weil diese Firmensignets trügen, die im Ausfuhrstaat rechtmäßig sei-
en. Der Gerichtshof weist darauf hin, daß eine solche Gesetzesvorschrift nicht
unterschiedlos auf in- und ausländische Waren anwendbar wäre, da sich das
Verbot einzig und allein auf eine mögliche Täuschung über den nationalen Ur-
sprung der Produkte in der Sicht des Verbrauchers stützt.

Bei zwei Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Genua befaßte sich
der Gerichtshof mit hohen Geldbußen, die wegen Verstoßes gegen italienische
Devisenbestimmungen verhängt worden waren. In seiner grundlegenden
Entscheidung vom 31. Januar 198423 stellt der Gerichtshof erstmalig fest,
der in Artikel 59 EWG-Vertrag geschützte Dienstleistungsverkehr gebe jedem
Leistungsempfänger das Recht, ohne irgendwelche Beschränkungen in einem
ausländischen Mitgliedstaat Dienstleistungen nachzufragen. Geldüberweisun-
gen von Touristen, Personen, die sich im Ausland in medizinische Behandlung
begeben wollen, sowie von Geschäfts- und Studienreisenden sind als Dienstlei-
stungen seit Ende der Übergangszeit liberalisiert und können daher nicht
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Beschränkungen unterworfen werden, wie sie für den Kapitalverkehr gel-
ten24.

Ein großes Gewicht ist auch der Entscheidung des Gerichtshofs vom 12. Juli
1984 zur Niederlassungsfreiheit beizumessen25. Einem deutschen Rechtsanwalt
mit Wohnsitz und Kanzlei in Düsseldorf, der die für die Zulassung zum Rechts-
anwalt in Frankreich erforderlichen Diplome besitzt, wurde die Aufnahme in
die Liste der Rechtsanwälte der Anwaltskammer Paris mit dem Hinweis ver-
wehrt, nach französischem Recht könne ein Anwalt nur eine einzige Kanzlei
führen. Auf Vorlage der Cour de Cassation entschied der Gerichtshof, trotz
fehlender Gemeinschaftsregelungen über den Zugang zur Anwaltschaft verbie-
te Art. 52ff. EWG-Vertrag, dem Staatsangehörigen eines anderen Mitglied-
staates die Anwaltszulassung nur deshalb zu verweigern, weil dieser gleichzeitig
in einem anderen Mitgliedstaat eine Kanzlei unterhalte.

Wettbewerbsregeln und steuerliche Vorschriften
Auf Vorlage des Bundesgerichtshofs nahm der Gerichtshof mit Urteil vom 12.
Juli 198426 zu Auslegungsfragen der Verordnung (EWG) Nr. 67/67 über Grup-
penfreistellungen27 Stellung, die mittlerweile durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1983/8328 abgelöst wurde. Der Gerichtshof stellt zunächst fest, die Verord-
nung Nr. 67/67 sei auch auf alle Fälle anzuwenden, in denen auf einer Seite der
Vereinbarung zwar mehrere rechtlich selbständige Unternehmen beteiligt sei-
en, diese Unternehmen aber im Hinblick auf die Vereinbarung eine wirtschaft-
liche Einheit bildeten. Vertragliche Verpflichtungen unterliegen der genannten
Verordnung auch dann, wenn sie sich nicht nur auf Bereiche des gemeinsamen
Marktes erstrecken, sondern auch Länder außerhalb der Gemeinschaft einbe-
ziehen. Eine Freistellung für gewerbliche Schutzrechte ist jedenfalls dann nicht
durch Art. 3 Buchstabe b Nr. 1 der Verordnung gedeckt, wenn diese Vereinba-
rung ersichtlich Paralleleinfuhren behindern soll. Nach Ansicht des Gerichts-
hofs reicht das Fehlen einer vertraglichen Abmachung zur Verhinderung eines
Mißbrauchs dieses gewerblichen Schutzrechts nicht aus, um diesen Vertrag von
der Anwendung der genannten Verordnung auszunehmen.

Der Gerichtshof hatte sich auch mit der Zahlung von staatlichen Beihilfen an
Unternehmen zu befassen. In seinem Urteil vom 14. November 198429 über
Beihilfen der belgischen Regierung an Papierunternehmen weist der Gerichts-
hof darauf hin, Artikel 92 EWGV untersage Beihilfen jeder Art, ob diese nun
in Form von Darlehen oder als Beteiligung am Betriebskapital erfolgten. Fer-
ner erklärt der Gerichtshof mit Urteil vom 20. März 198430 die Genehmigung
von Umstrukturierungsmaßnahmen in der belgischen Textilindustrie durch die
Kommission für nichtig.

EGKS
Infolge der anhaltenden Krisensituation im Stahlsektor hatte sich der Gerichts-
hof mehrfach mit Klagen von Unternehmen gegen die nach Art. 58 EGKSV
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festgesetzten Produktionsquoten zu befassen31. In seinem Urteil vom 21. Fe-
bruar 198432 hob der Gerichtshof erstmalig eine von der Kommission erlassene
Grundvorschrift mit der Begründung auf, der Rat habe seine Zustimmung er-
teilen müssen. Dagegen hat der Gerichtshof mit Urteil vom 2. März 198433 das
aus statistischen Gründen eingeführte System von Produktionsbescheinigungen
und Begleitscheinen für die Lieferung von Stahlerzeugnissen bestätigt.

Vertragsverletzungsverfahren
Die Zahl der Vertragsverletzungen nach Art. 169 EWGV hat sich wie schon in
den Vorjahren — mit Ausnahme von 1983 - weiter erhöht. Im Berichtsjahr
wurden 454 neue Verfahren eingeleitet; 1983 waren es 289 und 1982 332 neue
Verfahren. Zugenommen haben auch die mit Gründen versehenen Stellung-
nahmen: 1984 gab die Kommission 148 mit Gründen versehene Stellungnah-
men ab gegenüber 83 im Jahre 1983 und 166 im Jahre 1982.

Die Kommission reichte 1984 54 Klagen gegen die Mitgliedstaaten ein gegen-
über 42 im Jahre 1983 und 46 im Jahre 1982. Nachdem die betreffenden Mit-
gliedstaaten für Abhilfe gesorgt hatten, konnten 16 Rechtssachen aus dem Re-
gister des Gerichtshofs gestrichen werden. Infolge der anhaltenden wirtschaftli-
chen Krise betrafen 19 Fälle Verstöße gegen Art. 30 EWGV. Nur 16 von 42
Fällen betrafen die Nichtübereinstimmung oder mangelhafte Anwendung von
Richtlinien. Eine Aufteilung nach Ländern ergibt folgendes Bild: Frankreich
14 (bei Richtlinien 2), Italien 12 (RL 5), Bundesrepublik Deutschland 7 (RL 4),
Griechenland 4, Vereinigtes Königreich 4, Irland 3 (RL 2), Belgien 4 (RL 3),
Luxemburg 3, Dänemark 1 und Niederlande 2 (RL 2). In Vertragsverletzungs-
verfahren ergingen 1984 17 Urteile.

Anmerkungen
1 EuGH 15.7.1964, Rs 6/64 — Costa/ENEL — 4 Abgesehen von diesen beiden Änderungen

Slg. 1964, 1251. entspricht die Zusammensetzung des EuGH
2 EuGH 31.3.1971, Rs 22/70 - AETR - Slg. derjenigen von 1983, wie sie im Beitrag „Der

1971, 263. Gerichtshof" im Jahrbuch der Europäischen
3 Vgl. dazu Gottfried Zieger, Die Rechtspre- Integration 1983 auf S. 78 aufgeführt ist.

chung des Europäischen Gerichtshofs — Eine 5 Kodifizierte Fassungen der Verfahrensord-
Untersuchung der allgemeinen Rechtsgrund- nung, der zusätzlichen Verfahrensordnung
sätze, in: Jahrbuch für öffentliches Recht der und der Dienstanweisung für den Kanzler,
Gegenwart 1973, S. 299-356; Matthias Mee- ABI. der EG, C 39/1 v. 15. Februar 1982.
sen, Allgemeine Rechtsgrundsätze im Euro- 6 Vgl. hierzu Achtzehnter Gesamtbericht über
päischen Gemeinschaftsrecht, in: Jahrbuch die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaf-
für Internationales Recht, 17. Bd. 1974, S. ten 1984, hrsg. von der Kommission der EG,
283-306; Ingolf Pernice, Grundrechtsgehalte Brüssel/Luxemburg 1984, S. 392.

im Europäischen Gemeinschaftsrecht, Ba- 7 Zum Folgenden vgl. die Amtliche Sammlung
den-Baden: Nomos 1979; ders., in: Eberhard der Urteile des Gerichtshofs sowie Achtzehn-
Grabitz (Hrsg.), Kommentar zum EWG-Ver- ter Gesamtbericht. . ., a.a.O., S. 349-372.
trag, München 1984, Art. 164.
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8 EuGH, Rs 108/83 - Großherzogtum Luxem-
burg/Europäisches Parlament - noch nicht
veröffentlicht.

9 ABI. der EG, C 161 v. 20. Juni 1983.
10 ABI. der EG, C 234 v. 14. September 1982,

S. 22.
11 ABI. der EG, C 152 v. 13. Juli 1967, S. 18.
12 EuGH 10.2.1983, Rs 230/81 - Großherzog-

tum Luxemburg/Europäisches Parlament —
Slg. 1983, 255, 290.

13 EuGH, Rs 75 und 117/82 - Rassouk/Kom-
mission - noch nicht veröffentlicht.

14 EuGH, Rs 14/83 - von Colson & Kamann/
Land Nordrhein-Westfalen sowie Rs 79/83 —
Harz/Deutsche Tradax - noch nicht veröf-
fentlicht; abgedruckt in: Europarecht, Ba-
den-Baden 1984, Nr. 3, S. 311-316.

15 ABI. der EG, L 39 v. 14. Februar 1976, S. 40.
16 EuGH, Rs 184/83 - Hoffmann/Barmer Er-

satzkasse — noch nicht veröffentlicht.
17 EuGH, Rs 238/82 - Duphar BV/Niederlän-

discher Staat - noch nicht veröffentlicht; vgl.
auch EuGH 29.11.1983, Rs 181/82 - Roussel
Laboratoria/Niederländischer Staat — Slg.
1983, 3849.

18 EuGH, Rs 16/83 - Strafverfahren gegen
Karl Prantl — noch nicht veröffentlicht.

19 EuGH, Rs 72/83 - Campus Oil Ltd. u.a./In-
dustrieminister u.a. — noch nicht veröffent-
licht.

20 EuGH 20.2.1979, Rs 120/78 - Cassis de Di-
jon - Slg. 1979, 649.

21 EuGH, Rs 51/83 - Kommission/Italien -
noch nicht veröffentlicht.

22 EuGH, Rs 177/83 - Kohl/Ringelhan & Ren-
ne SA und Ringelhan Einrichtungs GmbH -
noch nicht veröffentlicht.

23 EuGH, Rs 286/82 und 26/83 - Luisi/Ministe-
ro del Tesoro und Carbone/Ministero del Te-
soro - noch nicht veröffentlicht.

24 Vgl. dazu EuGH 11.11.1981, Rs 203/80 -
Casati - Slg. 1981, 2595.

25 EuGH, Rs 107/83 - Ordre des avocats au
Barreau de Paris/Rechtsanwalt Onno Klopp,
Mitglied der Rechtsanwaltskammer Düssel-
dorf — noch nicht veröffentlicht.

26 EuGH, Rs 170/83 - Hydrotherm Gerätebau
GmbH/Firma Compact — noch nicht veröf-
fentlicht.

27 ABI. der EG 1967, S. 849.
28 ABI. der EG, L 173 v. 30. Juni 1983, S. 1.
29 EuGH, Rs 323/82 - SA Intermills/Kommis-

sion - noch nicht veröffentlicht.
30 EuGH, Rs 84/82 - Bundesrepublik Deutsch-

land/Kommission —noch nicht veröffentlicht.
31 Vgl. Achtzehnter Gesamtbericht, a.a.O., S.

369-372.
32 EuGH, Rs 140/82 und 146/82 - Walzstahl-

vereinigung/Kommission - sowie Rs 221/82
und 226/82 — Thyssen AG/Kommission —
noch nicht veröffentlicht.

33 EuGH, Rs 37/84 R und 45/84 R - European
Independent Steelwork Association (Eisa)/
Kommission — noch nicht veröffentlicht.
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